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Betr. : Erleichterung der Reisen von Flüchtlingen 

Bezug : Kleine Anfrage der Abgeordneten Birkelbach, 
Frau Dr. h. c. Weber (Essen) und Genossen 
- Drucksache 91 - 


Auf die obengenannte Kleine Anfrage antworte ich im Ein- 
vernehmen mit dem Herrn Bundesminister des Innern wie 
folgt ; 

Die Regierungen der Beneluxstaaten haben sich im Sommer 
1957 grundsätzlich bereit erklärt, mit der Bundesregierung 
bilaterale Abkommen über die Abschaffung des Sichtvermerks- 
zwanges für anerkannte Flüchtlinge nach dem Vorbild des 
Niederländisch-Belgischen Abkommens vom 16. Februar 1955 
abzusdiließen. Zur Zeit wird noch geprüft, ob die französische 
Regierung an den Verhandlungen beteiligt werden kann. 

Ein Sonderausschuß des Europarats hat unter dem Vorsitz des 
ehemaligen französischen Verkehrsministers Pinton die Frage 
der Erleichterung der Reisen von Flüchtlingen aufgegriffen. 
In der letzten Sitzung dieses Ausschusses, die vom 28. bis 30. 
November 1957 stattfand, wurde ein Entwurf der niederlän- 
dischen Delegation erörtert, der auf dem Niederländisch-Bel- 
gischen Abkommen vom 16. Februar 1955 beruht und sachlich 
mit diesem übereinstimmt. Unter Beteiligung sämtlicher Mit- 
gliedstaaten des Europarats wurde der Entwurf der nieder- 
ländischen Delegation - abgesehen von einigen weniger wich- 
tigen Punkten - gutgeheißen und die abschließende Besprechung 
des Entwurfs auf die ersten Märztage 1958 anberaumt. Der 
Entwurf wird alsdann den Regierungen der Mitgliedstaaten 
des Europarats zur Unterzeichnung vorgelegt werden. 

Die Bundesregierung würde eine multilaterale Regelung der 
im Pinton-Ausschuß erörterten Art einem auf die Benelux- 
staaten und möglicherweise Frankreich begrenzten Überein- 
kommen vorziehen. Sollte es aber in der bevorstehenden 
Sitzung des Pinton- Ausschusses nicht zur endgültigen Annahme 
des niederländischen Entwurfs kommen, wird die Bundesre- 
gierung die Verhandlungen mit dem Ziel des Abschlusses von 
bilateralen Abkommen zu Ende führen. 
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Im übrigen hat die Bundesregierung entsprechend ihrer An- 
kündigung in der 138. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
23. März 1956 durch Verordnung vom 12. Mai 1956 (BGBl. I 
S. 425) die Inhaber von Flüchtlingsausweisen einseitig bereits 
weitgehend vom Sichtvermerkszwang befreit. 


von Brentano 



